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BESCHEID

Spruch

Dem Antrag der UBM Development AG vom 07.03.2025 auf Billigung des Prospekts  wird nach
Prüfung der Vollständigkeit, Kohärenz und Verständlichkeit gemäß  Art. 20 Abs. 2 und 4 der
Verordnung (EU) 2017/1129 i.V.m. Art. 36 ff der Delegierten Verordnung (EU) 2019/980 

stattgegeben.

Begründung

Eine Begründung entfällt gemäß § 58 Abs. 2 AVG, da dem Standpunkt der Partei vollinhaltlich
Rechnung getragen wird. Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.

Rechtsmittelbelehrung

Sie haben das Recht gegen diesen Bescheid Beschwerde zu erheben.

Die Beschwerde hat gemäß § 13 Abs 1 VwGVG aufschiebende Wirkung . Das bedeutet, der
Bescheid kann erst nach Rechtskraft vollstreckt werden.

Die Beschwerde ist innerhalb von vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich bei
uns einzubringen. Eine telefonische Erhebung der Beschwerde ist ausgeschlossen.

Die Beschwerde hat den Bescheid, gegen den sie sich richtet, und die Behörde, die den Bescheid
erlassen hat, zu bezeichnen. Weiters hat die Beschwerde die Gründe, auf die sich die Behauptung
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der Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren und die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen,
ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist, zu enthalten.

Sie haben das Recht, in der Beschwerde zu beantragen, dass eine öffentliche mündliche
Verhandlung durchgeführt wird.

Bitte beachten Sie , dass Sie, falls die Behörde von der Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung absieht, auf Ihr Recht auf Durchführung einer Verhandlung
verzichten, wenn Sie in der Beschwerde keinen solchen Antrag stellen.

Wenn für die schriftliche Einbringung auch technische Übertragungsmöglichkeiten (z.B.
elektronisches Postfach, Telefax, E- Mail) zur Verfügung stehen, ist das als Ergänzung zu unserer
Anschrift angegeben.

Für die rechtswirksame Einbringung von elektronischen und schriftlichen Anbringen (§ 13 Abs. 1
AVG) an die FMA sind die Geschäftszeiten der FMA maßgeblich. Diese entsprechen den für den
Parteienverkehr bestimmten Zeiten und sind:

Montag bis Donnerstag: 08:00 Uhr bis 17:30 Uhr
Freitag: 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr
(ausgenommen die gesetzlichen Feiertage, der 24. Dezember und der 31. Dezember)

Die Empfangsgeräte für das elektronische Postfach, Telefax und E- Mail der FMA sind auch
außerhalb der oben genannten Geschäftszeiten empfangsbereit, sie werden aber nur während der
Geschäftszeiten betreut. Anbringen, die außerhalb der Geschäftszeiten an diese Empfangsgeräte
übermittelt werden, gelten daher auch dann, wenn sie bereits in den Verfügungsbereich der FMA
gelangt sind, erst mit Wiederbeginn der Geschäftszeiten als rechtswirksam eingebracht (und
eingelangt) und werden (erst) ab diesem Zeitpunkt in Behandlung genommen (§ 13 Abs. 2 i.V.m.
Abs. 5 AVG).

Außerhalb der Geschäftszeiten werden keine schriftlichen Anbringen entgegengenommen (§ 13
Abs. 5 AVG).

Bitte beachten Sie, dass der Absender/die Absenderin die mit jeder Übermittlungsart verbundenen
Risiken (z.B. Übertragungsverlust, Verlust des Schriftstückes) trägt.

Für Beschwerden an das Bundesverwaltungsgericht ist eine Eingabengebühr von € 30,- - zu
entrichten. Die Gebührenschuld entsteht im Zeitpunkt der Einbringung der Eingabe; die Gebühr
wird mit diesem Zeitpunkt fällig. Die für einen von einer Beschwerde gesondert eingebrachten
Antrag (samt Beilagen) auf Ausschluss oder Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer
Beschwerde zu entrichtende Gebühr beträgt € 15,--.
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Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszwecks durch Überweisung auf ein entsprechendes
Konto des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrssteuern und Glücksspiel zu entrichten. Die
Entrichtung der Gebühr ist durch einen von einer Post- Geschäftsstelle oder einem Kreditinstitut
bestätigten Zahlungsbeleg in Urschrift nachzuweisen. Dieser Beleg ist der Eingabe anzuschließen.
Auf die BVwG-Eingabengebührverordnung wird verwiesen.

Hinweise

Die Stempelgebühren des Verwaltungsverfahrens betragen gemäß § 14 Gebührengesetz (GebG),
BGBl. 267/1957 i.d.g.F. EUR 37,70.

Die Stempelgebühren sind binnen 14 Tagen ab Zustellung dieses Bescheides durch Einzahlung auf
das Konto bei der Österreichischen Nationalbank (IBAN AT550010000000115525, BIC
NABAATWW), lautend auf "Finanzmarktaufsichtsbehörde gemäß Finanzmarktaufsichtsgesetz,
BGBl.I Nr. 97/2001 - Subkonto für Gebühreneinnahmen", bei der FMA zu entrichten. Im Feld
Verwendungszweck ist die FMA-GZ FMA-PS250231/0001-INV/2025 anzuführen.

Die nationale Kennung (FMA- ID) des Prospekts , welche für die Hinterlegung des endgültigen
Emissonspreises und/oder des endgültigen Emissionsvolumens aufgrund von § 24 Abs 1 KMG
2019 i.V.m. Art. 17 der Verordnung (EU) 2017/1129  im Emissionskalender der Oesterreichischen
Kontrollbank AG benötigt wird, lautet: 8559-01-21101.

Eine Ausfertigung des Bescheids wird gemäß § 23 Abs. 1 KMG 2019 der Oesterreichischen
Kontrollbank AG übermittelt.

Finanzmarktaufsichtsbehörde
Für den Vorstand

 
Mag. Gerald Weghofer Mag. Heidrun Meichenitsch-Rasinger

  
 
 

elektronisch gefertigt
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